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CHRISTENTUM ALS KULTUR 





Die Forderungen nach einem Bekenntnis zur Demokratie wird häufig im 
Zusammenhang mit der Integration von Muslimen in die deutsche Gesellschaft 
erhoben. Die Wortwahl des Bekenntnisses hat dabei nicht zufällig einen religiösen 
Unterton, wird hier auf eine innere Einstellung und nicht nur äußere Anerkennung 
einer Gesellschaftsordnung rekurriert. Zwischen der Religion Islam und der 
demokratischen Gesellschaft wird so eine grundsätzliche Spannung unterstellt – das 
Leben als Bürger und das als Gläubiger stehen dabei potentiell im Konflikt 
miteinander. Das Christentum, namentlich die beiden großen Kirchen Deutschlands, 
haben diesen Konflikt aufgelöst, indem sie das Bekenntnis zur Demokratie in ihre 
Selbstbeschreibung aufgenommen haben: So heißt es etwa in der jüngsten 
Denkschrift der Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD): „Die evangelische 
Kirche bejaht sowohl die Unterscheidung von Politik und Religion, Staat und Kirche, 
als auch gesellschaftliche Pluralität und Pluralismus als Merkmale der Freiheit und 
als Voraussetzungen demokratischen Zusammenlebens.“2 Und die gemeinsam mit der 
Deutschen Bischofskonferenz (DBK) verfasste Schrift Demokratie braucht Tugenden 
betont: „Die Kirchen werden auch in Zukunft für die freiheitliche Demokratie des 
Grundgesetzes eintreten, weil diese in besonderer Weise dem christlichen 
Menschenbild entspricht.“3 In diesen beiden Äußerungen wird nicht nur ein 
ungebrochenes, positives Verhältnis zur Demokratie konstatiert, sondern dieses 
Verhältnis aus einer inneren Verwandtschaft abgeleitet. Das religiöse Bekenntnis und 
                                           
1Für eine kritische Durchsicht des Aufsatzes sowie konstruktiven Anmerkungen danke ich Hannah 
Bethke und Susanne Lantermann 
2EKD, Das rechte Wort zur rechten Zeit. Eine Denkschrift der EKD zum Öffentlichkeitsauftrag 
der Kirche, Gütersloh 2008, 22 
3EKD/DBK, Demokratie braucht Tugenden. Gemeinsames Wort des Rates der EKD und der 
Deutschen Bischofskonferenz zur Zukunft des demokratischen Gemeinwesens, Gemeinsame 
Texte 19, Hannover 2006, 12 
 
das zur Demokratie werden so deckungsgleich. 
Meine an diese Beobachtung anschließende Forschungsperspektive zielt auf eine 
säkularisierungstheoretische Einordnung dieser Form der Verhältnisbestimmung und 
verfährt hierbei über die funktionale Methode4. Die beschriebene Verhältnis-
bestimmung der Kirchen gegenüber ihrer demokratischen Umwelt wird dann als eine 
Möglichkeit behandelt, wie Religion in einer funktional differenzierten Gesellschaft 
ihr Verhältnis zu ihrer Umwelt beschreiben und bestreiten kann. Zu erfragen ist dann, 
auf welches Bezugsproblem diese Form der Selbstbeschreibung eine Lösung bietet. 
Gegenstand der Analyse ist damit nicht das Verhältnis von Religion und Demokratie, 
sondern die Beschreibung des Verhältnisses als Form einer  kirchlichen 
Selbstbeschreibung in modernen Gesellschaften. 
Der Aufsatz ist hierzu folgendermaßen aufgebaut: Der erste Teil dient der genaueren 
Darstellung der Verhältnisbestimmung der Kirchen zur Demokratie in der 
Bundesrepublik. Dieser Verhältnisbestimmung nähere ich mich über die 
Rekonstruktion von Denkschriften der EKD und gemeinsamen Texten von EKD und 
DBK5 (1.) Der zweite Teil skizziert zunächst aus säkularisierungstheoretischer 
Perspektive die Rahmenbedingungen von Religionen in modernen, säkularen 
Gesellschaften – und fragt so nach dem Bezugsproblem von Kirchen in der Moderne 
(2.). Im Anschluss werde ich schließlich untersuchen, inwiefern die aus der 
Rekonstruktion erarbeiteten Formen der Verhältnisbestimmung Lösungen für 
bereithalten für die Probleme, die sich für Religionen in funktional differenzierten 
Gesellschaften ergeben (3.) - um zum Abschluss zu fragen, inwiefern diese Lösungen  
neue Probleme evozieren (4.). 
                                           
4Siehe: Niklas Luhman, Funktionale Methode und Systemtheorie, Soziale Welt 15, 1964,  1-25 
und ebd., Die Funktion der Religion, Frankfurt/Main 1977, 10ff. 
5Die Beschränkung auf Texte der EKD und gemeinsame Texte von EKD und DBK hat ihren 
Grund darin, dass die Hinzuziehung von Texten aus der römisch-katholischen Kirche auch 
einen Vergleich zwischen den Konfessionen evozieren würde, der Gemeinsamkeiten und 
Unterschiede kirchengeschichtlich und theologisch reflektieren müsste. Die gemeinsamen 
Texte von EKD und DBK hingegen stellen einen gemeinsamen Nenner beider Kirchen dar und 
können so den Ausgangspunkt einer Verallgemeinerung über ein speziell protestantisches 




Der folgenden Rekonstruktion liegen die acht Denkschriften, EKD-Texte6 bzw. 
gemeinsame Texte von EKD und DBK zugrunde, die sich explizit mit dem Verhältnis 
von Kirche und demokratischem Staat bzw. Kirche in einer säkularen, pluralen 
Umwelt befassen7. Gemeinsam ist den Dokumenten die positive Verhältnis-
bestimmung gegenüber der Demokratie, dem demokratischen Rechtsstaat oder der 
pluralen Gesellschaft. Diese positive Verhältnisbestimmung wird begründet mit einer 
besonderen Nähe zwischen Christentum (Kirche) und Demokratie (demokratischem 
Rechtsstaat), die sich entweder einer programmatischen Nähe oder einer funktionalen 
Abhängigkeit verdankt. Die Begründungsfiguren dafür, wie das positive Verhältnis 
von Kirche zur Demokratie hergeleitet wird, sollen im Folgenden kurz dargestellt 
werden. 
Programmatische Verwandtschaft 
Die erste grundsätzliche Begründungsfigur arbeitet mit einer Vergleichsperspektive,  
die zentrale christliche Werte bzw. Grundeinsichten mit denen des demokratischen 
Rechtsstaates parallelisiert. Diese Begründungsfigur fragt so nach programmatischen 
Übereinstimmungen zwischen der christlichen Lehre und den Prinzipien einer 
Gesellschaftsordnung. Innerhalb dieser Begründungsfigur lassen sich zwei 
Argumentationsformen unterscheiden: die erste begründet die positive 
                                           
6Zur Entstehung sowie internen und externen Rezeption von Denkschriften und EKD-Texten 
siehe: Waltraud Müller-Franke, Die evangelische Kirche in Deutschland im politischen 
Meinungsbildungsprozess analysiert am Beispiel ihrer Denkschriften, Bochum 1991 sowie 
Klaus Tanner, Organisation und Legitimation. Zum internen Stellenwert politischer 
Stellungnahmen der Evangelischen Kirche in Deutschland, in: Heidrun Abromeit (Hg.), Die 
Kirchen und die Politik, Opladen 1989, 201-220 
7Die Wahl des Materials definiert dann auch den Untersuchungszeitraum: so ist die erste 
Denkschrift, die sich explizit mit dem Themenkomplex befasst, 1970 veröffentlicht worden, 
die erste offizielle Verhältnisbestimmung der EKD zur Demokratie entstand im Jahr 1985; die 
jüngste hier analysierte Denkschrift wurde im Herbst 2008 veröffentlicht. 
 Die Texte im Einzelnen sind: EKD, Aufgaben und Grenzen kirchlicher Äußerungen zu 
gesellschaftlichen Fragen. Eine Denkschrift, Gütersloh 1970; EKD, Evangelische Kirche und 
freiheitliche Demokratie. Der Staate des Grundgesetzes als Angebot und Aufgabe. Denkschrift 
der EKD, Gütersloh 1985; EKD, Christentum und politische Kultur. Über das Verhältnis des 
demokratischen Rechtsstaates zum Christentum, EKD-Texte 63, Hannover 1997; EKD, 
Gestaltung und Kritik. Zum Verhältnis von Protestantismus und Kultur im neuen Jahrhundert, 
EKD-Texte 64, Hannover 1999; EKD, Das rechte Wort zur rechten Zeit. (s.Anm.2) ; und die 
Gemeinsamen Texte:  EKD/DBK, Grundwerte und Gottes Gebot. Gemeinsame Erklärung des 
Rates der EKD und der Deutschen Bischofskonferenz, Gütersloh 1979; EKD/DBK, 
Demokratie braucht Tugenden. (s.Anm.3) 
 
Verhältnisbestimmung zur Demokratie, indem sie eine Genese demokratischer Werte8 
aus der christlichen Tradition behauptet; die zweite argumentiert mit einer  
Homologie demokratischer und christlicher Werte. 
In der Begründung über Genese werden säkulare, westliche Werte und 
Ordnungsstrukturen auf genuin christliche Grundeinsichten zurückgeführt9: So ist das 
Modell des säkularen Rechtsstaates Konsequenz der christlichen Lehre der Zwei 
Reiche10 und Säkularität als Trennung von Religion und Politik ein bereits in der 
christlichen Lehre angelegtes Prinzip; das Prinzip der Menschenwürde ist abgeleitet 
aus dem Verständnis der Ebenbildlichkeit Gottes; Solidarität (und Sozialstaatlichkeit) 
erwachsen aus dem Prinzip christlicher Nächstenliebe und Religionsfreiheit ist 
Konsequenz eines christlichen (und speziell protestantischen) Toleranz-
verständnisses11. Damit besteht sowohl Kontinuität als auch Kausalität zwischen 
christlichem Weltbild und moderner, demokratischer Ordnung. Die Prinzipien des 
modernen Rechtsstaates sind rückführbar auf christliche Wurzeln und damit auch 
gegenwärtig durch sie geprägt. 
Die Argumentation über Homologie unterscheidet sich davon, indem sie die 
Behauptung der Kausalität ersetzt (oder weiterführt) durch die der Identität: 
moderne, demokratische Grundelemente, wie sie oben genannt wurden, entsprechen 
somit christlichen Prinzipien. Christliche Lehre ist dann bruchlos übersetzbar in 
demokratische, rechtsstaatliche Prinzipien; die Differenz ist nur semantischer Natur12. 
Über die Argumentationsfigur der Identität und der Kausalität wird die „Bejahung der 
Demokratie“ zwingende Konsequenz christlicher Programmatik – wer Christ ist, ist  
folgerichtig auch überzeugter Demokrat. Demokratie, und die durch sie geprägte 
Staats- und Gesellschaftsform, sind dann keine äußere Bedingungen, an die es sich 
anzupassen und mit der es sich zu arrangieren gilt, sondern sie werden zur inneren 
Überzeugung. Kirchliche Verhältnisbestimmung gegenüber ihrer Umwelt heißt dann 
eben nicht, sich zu einer zufälligen, weil historisch kontingenten, Gesellschafts-
ordnung zu positionieren, sondern auf eine Ursächlichkeit von Gesellschaftsordnung 
                                           
8auch genannt: westliche Werte  oder Werte der Aufklärung 
9zu dieser Konstruktion siehe die Untersuchung Tine Steins: Himmlische Quellen und irdisches 
Recht. Religiöse Voraussetzungen des freiheitlichen Verfassungsstaates, Frankfurt/New York 
2007 
10bzw. Übertragung von Matthäus 22,21: „Gebt dem Kaiser, was des Kaisers ist und Gott, was 
Gottes ist.“ 
11als Beispiel siehe EKD, Gestaltung und Kritik (s. Anm.7), 19ff. 
12Diese These von einer Analogie bzw. Homologie säkularer und christlicher Begriffe hat 
theoriegeschichtlich eine lange Tradition; prominent ist sie freilich von Carl Schmitt in seiner 
Politischen Theologie vertreten worden (Carl Schmitt, Politische Theologie. Vier Kapitel zur 
Lehre von der Souveränität. Berlin 1929). Siehe dazu auch: Jan Assmann, Herrschaft und Heil. 
Politische Theologie in Altägypten, Israel und Europa, München 2000, 15-31 
 
und eigener Programmatik zu verweisen, aus der sich dann zwingend eine positive 
Verhältnisbestimmung ableiten lässt. 
 
Funktionalität für den demokratischen Rechtsstaat 
Die zweite zentrale Begründungsfigur wechselt den Bezugsrahmen: Ausgangspunkt 
ist nicht mehr der Vergleich der eigenen Dogmatik mit der Programmatik der 
Umwelt, sondern sind die Bedürfnisse, Erfordernisse und Defizite des Staates bzw. 
der Gesellschaft, auf die „man“ als Kirche dann reagieren muss. Die Perspektive wird 
also, wenn man so will, von einer Beobachtung erster auf Beobachtung zweiter 
Ordnung umgestellt – und die Begründung für das positive Verhältnis zur Demokratie 
erfolgt in einer antizipierten Angewiesenheit des demokratischen Staates bzw. der 
demokratischen Gesellschaft auf Leistungen der Kirche. In Bezug auf die Art der 
Leistung für Staat und Gesellschaft lassen sich auch hier noch einmal zwei Formen 
unterscheiden: zum einen der Dienst am Gemeinwohl und zum anderen die kulturelle 
und wertemäßige Fundierung der Gesellschaft. 
Das Staats- und Gesellschaftsverständnis, auf das die kirchlichen Dokumente  
rekurrieren, grenzt sich einmal gegenüber radikalem Liberalismus und Indivi-
dualismus aber auch gegenüber (zwangs)kollektivistischen Modellen ab und ist 
orientiert am Dialog gesellschaftlicher (später zivilgesellschaftlicher) Gruppen: „Die 
demokratische Ordnung ist auf den partnerschaftlichen Dialog zwischen den 
gesellschaftlichen Kräften angelegt und lebt davon, dass sich auch Kräfte ohne 
besonderes Eigeninteresse an der Suche nach den besten Entscheidungen 
beteiligen.“13 Da sie nicht wie andere gesellschaftliche Akteure an eigene materielle 
Interessen gebunden sind, haben Kirchen in der Gesellschaft eine herausgehobene 
Position und übernehmen so eine moderierende Funktion zwischen den wider-
streitenden Interessen aber auch eine anwaltliche Funktion für die Belange von sozial 
randständigen und nicht-repräsentierten Gruppen. 
Die zweite auf Leistung zielende Argumentation knüpft unmittelbar an das viel 
zitierte Diktum Ernst-Wolfgang Böckenfördes an, der säkulare Staat lebe von 
Voraussetzungen, die er selbst nicht garantieren könne – und sei damit angewiesen  
auf eine vorstaatliche, gemeinschaftsstiftende Wertefundierung durch die christlichen 
Kirchen14. Die kirchliche Selbstbeschreibung übernimmt diese Diagnose der 
Wertebedürftigkeit des säkularen Staates und damit auch die ihnen zugewiesene 
Funktion: „Auch und gerade im Rahmen einer institutionellen Unabhängigkeit von 
                                           
13EKD, Aufgaben und Grenzen (s.Anm.7), 9 
14 Ernst-Wolfgang Böckenförde, Die Entstehung des Staates als Vorgang der Säkularisation. in: 
ebd. Recht, Staat, Freiheit, Frankfurt/Main 1991, 92-114 (zuerst: 1967) 
 
Kirche(n) und Staat ist die Bedeutung von Religion für die Begründung und Zusam-
menhalt des staatlichen Gemeinwesens nicht verschwunden.“15 
Beide Leistungsbeschreibungen implizieren eine Abhängigkeit des Staates bzw. der 
Gesellschaft von den Kirchen, indem sie eine Angewiesenheit auf die Erfüllung der 
nur von den Kirchen zu erbringenden Leistungen unterstellen. Die positive 
Verhältnisbestimmung zur demokratischen Gesellschaft ist dann in der Wahrnehmung 
dieser Aufgaben, die über die Chiffre „kirchlicher Auftrag“ verhandelt wird, 
begründet. 
 
Betrachtet man nun noch einmal alle bisher dargestellten Begründungsfiguren, so 
fällt eine deutliche Asymmetrie zwischen Kirche (Christentum) und Rechtsstaat 
(Demokratie) auf: so ist der moderne demokratische Staat mit seinen ihn tragenden 
Prinzipien letztlich das Produkt einer christlichen Kultur und ist zudem heute noch 
angewiesen auf Leistungserfüllungen seitens der christlichen Kirchen. Die Kirchen 
hingegen haben trotz innerer Verwandtschaft gegenüber der demokratischen Staats-
form die Freiheit den „Staat des Grundgesetzes als Angebot und Aufgabe“16 zu 
begreifen. Die Möglichkeiten, die aus einem solchen Verhältnis erwachsen, deuten 
sich im folgenden Zitat an: 
 
„Wir stellen uns der Aufgabe und Herausforderung, dass Öffentlichkeit und Politik sich der 
Mobilisierung weiterer christlicher Prägekraft nicht widersetzen, sondern deutliche und 
hilfreiche Beiträge zur Entwicklung ethischer Maßstäbe im Umgang mit schwierigen Gegen-
wartsfragen von Kirchen und Christen sogar ausdrücklich fordern. Dass solche Beiträge nicht 
kirchlichem Machtstreben, sondern dem Bemühen um das Wohl der ganzen Gesellschaft unter 
Einschluss der Nichtchristen dienen, entspricht den Erwartungen an die Kirchen. Sie nach 
bestem Vermögen zu erfüllen entspricht dem kirchlichen Auftrag. Dieser 
Wirkungszusammenhang ist Ausdruck jener geschichtlichen Gegebenheiten, die die Präsenz 
des Christentums in der Gestaltung des staatlichen Zusammenlebens auch gegenüber 
Nichtchristen legitimieren und zumutbar machen.“ 17 
 
Veranschaulicht dieses Zitat zum einen, dass sich die verschiedenen Begründungs-
figuren teilweise überlagern, so zeigt es zum anderen eine Konsequenz an, die sich 
aus den Selbstbeschreibungen ergibt: die Legitimation des Anspruchs auf 
Universalität – Universalität im Hinblick auf den Gegenstand, zumindest was die 
ethische Dimension der Gegenwart betrifft, als auch Universalität im Hinblick auf 
ihre Adressaten, die sich nicht nur auf Christen respektive Kirchenmitglieder 
                                           
15EKD, Gestaltung und Kritik (s.Anm.7), 28 
16So der Untertitel der so genannten „Demokratie-Denkschrift“: EKD: Evangelische Kirche und 
freiheitliche Demokratie, (s.Anm.7) 
17EKD, Christentum und politische Kultur (s. Anm.7), 27f. 
 
beschränken. Diese Möglichkeit einer Legitimation eines universellen Anspruchs 
seitens der Kirchen innerhalb eines säkularen Rechtsstaates bzw. einer pluralen 
Gesellschaft führt zurück auf die Fragestellung: nämlich auf welche Bezugsprobleme 
von Kirchen in säkularisierten Gesellschaften diese Form der Selbstbeschreibung eine 
mögliche Lösung darstellt. 
 
2. 
Ausgangspunkt bei der Frage nach dem Bezugsproblem ist die Beschreibung der 
gegenwärtigen Gesellschaft als säkularisiert und funktional differenziert. Der 
Säkularisierungsbegriff, der meinen Überlegungen zugrunde liegt, schließt so an eine 
differenzierungstheoretische Perspektive an. Damit verhält er sich gegenüber jenen 
soziologischen Diagnosen der religiösen Großwetterlage, die entweder eine 
Wiederkehr der Religionen oder deren allmähliches Verschwinden ausrufen18, 
insofern indifferent, dass er Säkularisierung lediglich kennzeichnet als Folge 
funktionaler Differenzierung für das Religionssystem19. Damit impliziert die positive 
Verwendung des Säkularisierungsbegriffes weder einen Niedergang der Religion an 
sich bzw. einen notwendigen Rückgang der Anzahl religiöser Menschen, noch eine 
Auflösung religiöser Organisations- und Institutionenstrukturen hin zu rein privater 
Religionspraxis und auch keine zwingende Erosion religiöser Überzeugungen und 
Praktiken20. Ein solcher differenzierungstheoretischer Säkularisierungsbegriff hat  
dagegen zwei zentrale  Implikationen: 
Erstens beinhaltet er die Vorstellung einer Ausdifferenzierung von Funktionssystemen 
nach je unterschiedlichen füreinander nicht substituierbaren Funktionen und 
jeweiligen Funktionsperspektiven und Systemlogiken. Aus Sicht der Religion 
bedeutet der Übergang zu einer funktional differenzierten Gesellschaft damit die 
Trennung von Religion und Politik, Religion und Recht, Religion und Wirtschaft, 
usw. Der Begriff der funktionalen Differenzierung beschreibt so eine Gesellschaft 
ohne Zentrum – und Säkularisierung als Rückwirkung des Übergangs zur funktional 
differenzierten Gesellschaft auf die Religion markiert so deren Verlust einer 
gesamtgesellschaftlichen Integrations- und Steuerungsfunktion21. 
                                           
18Als Überblick über die (religions)soziologische Debatte siehe: Detlef Pollack, Säkularisierung – 
ein moderner Mythos? Tübingen 2003, 1-27 
19 N., Luhmann, Funktion (s. Anm.4) 225-271; ebd., Die Religion der Gesellschaft, Frankfurt/M. 
2000, 278-320 
20Karl Gabriel, Säkularisierung. in: Ost-West – Europäische Perspektiven, Heft 1, 2007 
21siehe dazu: N.Luhmann, Die Ausdifferenzierung der Religion, in: ebd., Gesellschaftsstruktur 
und Semantik, Band 3, Frankfurt/Main 1989, 259-358, ebd. Funktion der Religion (s.Anm.4) 
und in Kürze: Armin Nassehi, Religion und Biographie. Zum Bezugsproblem religiöser 
 
Die zweite Implikation dieses Zugriffs auf Säkularisierung, ist, dass religiöse Ab- und 
Zuwendungsentscheidungen als private Entscheidungen gefasst werden. Damit   
werden Glaubensentscheidungen nicht mehr über Herkunft oder durch den Zwang 
anderer Systeme, wie Sanktionen durch das Rechtssystem oder im Bildungssystem 
gesteuert – und entziehen sich vor allem auch dem unmittelbaren  Zugriff des 
Religionssystems selbst22. 
Säkularisierung verstanden als den die Religion betreffenden Teil funktionaler 
Differenzierung23 führt damit zu strukturellen Aussagen über die Religion: indem sie 
Religion als (gleichwertiges) System neben anderen (unabhängigen) Funktions-
systemen begreift und indem sie die religiöse Entscheidung abkoppelt von 
Funktionserfordernissen anderer Systemen und zur privaten Entscheidung macht. 
Legt man neben diese Beschreibung einen religionswissenschaftlichen Religions-
begriff, der das Kennzeichen monotheistischer Religionen in einem „empathischen 
Wahrheitsbegriff“ – als Anspruch auf Universalität, Exklusivität und absolute 
Gültigkeit24 – fasst, wird sichtbar, dass der oben skizzierte Säkularisierungsbegriff 
eine Begrenzung dieses Anspruchs darstellt. Der Anspruch für alles und alle und 
überall zu gelten wird konterkariert durch die Tatsache, dass andere Funktions-
systeme aber auch Personen unbeschadet ohne Religion auskommen und es in deren, 
kaum steuerbaren Ermessen liegt, ob und wann sie Religion in Anspruch nehmen. 
Universalität scheitert dann an funktionaler Differenzierung und der Ausbildung von  
unabhängigen Funktionsperspektiven, absolute Gültigkeit an der Privatisierung von 
Entscheidungen und Exklusivität an beidem. Für monotheistische Religionen heißt 
dies dann, mit diesen Begrenzungen umgehen zu müssen, etwa indem die 
Begrenzungen selbst theologisch begründet werden oder indem der Anspruch trotz 
dieser Begrenzungen begründet wird. 
Ersetzt man diese substantielle Perspektive auf Kennzeichen monotheistischer 
Religionen durch einen funktionalen Zugriff25, kommt man mit anderen Begriffen zu 
einem ähnlichen Ergebnis. Die Funktion der Religion besteht, folgt man Niklas 
Luhmann, darin Kontingenzen 'wegzuarbeiten'26, also (als problematisch) erfahrene 
                                                                                                                                            
Kommunikation in der Moderne, in: Monika Wohlrab-Sahr (Hg.), Biographie und Religion. 
Frankfurt/New York 1995, 103-126 
22N. Luhmann, Funktion der Religion (s. Anm.4), 232ff. 
23K. Gabriel (s. Anm.20) 
24J. Assmann, Die Mosaische Unterscheidung Oder der Preis des Monotheismus, München 2003, 
13ff. ähnlich: Fritz Stolz, Wesen und Funktion des Monotheismus, in: Evangelische Theologie, 
Jg.61, 2001, 172-189 
25siehe dazu: D.Pollack, Säkularisierung – ein moderne Mythos? (s. Anm.18), 28-55 
26N.Luhmann, Funktion der Religion (s.Anm.4), 9-71 
 
Zufälligkeiten in Notwendigkeiten zu überführen27. In funktional differenzierten 
Gesellschaften allerdings ist die Religion selbst permanenter Kontingenzerfahrung 
ausgesetzt. Diese entsteht durch die Indifferenz der Umwelt gegenüber Religion – als 
(nicht-sanktionierte) Möglichkeit Religion bzw. die religiöse Deutung nicht zu 
beachten. Ob zum Beispiel das kirchliche Votum zur gesetzlichen Regelung der 
Sterbehilfe im politischen Streit aufgegriffen wird, ist abhängig von dessen Zu-
ordnung zu politischen Lagern. Die Relevanz z. B. einer kirchlichen Stellungnahme 
in einem politischen Diskurs entscheidet sich daran, wie viel Relevanz ihr durch die 
politischen Akteure beigemessen wird – und diese Entscheidung unterliegt dann 
politischer Logik, die, um es verknappt auszudrücken, an Mehrheiten und nicht an 
Wahrheiten orientiert ist28. 
Neben die Erfahrung von Kontingenz durch die Indifferenz der (nichtreligiösen) 
Umwelt, tritt zunehmend auch die Erfahrung von Kontingenz durch religiöse 
Konkurrenz29 – als Möglichkeit einer alternativen religiösen Deutung, die die andere 
als unwahr behandelt. Religiöse Konkurrenz bedeutet nicht nur eine Erhöhung der 
Anbieter auf dem religiösen Markt, und erschöpft sich auch nicht darin, dass die 
Meinungsvielfalt um ein weiteres (religiöses) Deutungsangebot erweitert wird.  
Religiöse Konkurrenz macht zudem das eigene religiöse Angebot in Abgrenzung zu 
einem alternativen religiösen Angebot als religiöses Angebot gegenüber der 
indifferenten Umwelt noch begründungsbedürftiger. So ist etwa nicht nur die 
Aufnahme eines Gottesbezugs in einer Europäischen Verfassung als religiöse Bezug-
nahme an sich begründungsbedürftig, sondern auch, warum es ein Bezug auf (den 
christlichen) Gott und nicht Allah oder Shiva ist. 
Mit Indifferenz und Konkurrenz als Erfahrungen von Kontingenz müssen alle 
Systeme in funktional differenzierten Gesellschaften rechnen und auch umgehen30.  
Für die Religion – und damit für die Kirchen als religiöse Organisationen – verschärft 
sich dieses Problem durch ihre Funktion, Kontingenz zu absorbieren. Bevor bzw. 
damit Religion also selbst ihre Funktion der Kontingenzbewältigung wahrnehmen 
                                           
27Erfahrungen von Kontingenz und Komplexität können im Spiegel einer stets mitlaufenden und 
mitgedachten unverfügbaren, transzendenten Perspektive gedeutet, geordnet und damit 
„stillgelegt“ werden. 
28Mit Luhmann hieße das dann, dass diese Entscheidung strukturiert ist durch die Leitdifferenz 
Regierung/Opposition. Siehe dazu: N. Luhmann, Soziologie des politischen Systems. in: ders., 
Soziologische Aufklärung. Band 1. Opladen 1970, 154-177 
29gegenwärtig am stärksten durch die Präsenz des Islam 
30So können etwa in der Wissenschaft Forschungsergebnisse durch die Umwelt nicht rezepiert 
werden oder durch Gegentheorien infrage gestellt werden. Auf Indifferenz seitens der Umwelt 
kann dann mit Anwendungs – und Beratungsorientierung reagiert werden, auf Konkurrenz mit 
Verfeinerung der Messinstrumente oder weiterer Ausdifferenzierung in Unterdisziplinen, 
Methoden und Theorien. 
 
kann, muss sie ihre eigene Kontingenz wegarbeiten – und ihr Möglich-Sein in ein 
Nötig-Sein transformieren. 
Beide skizzierten Perspektiven auf das Verhältnis von Religion und säkularer Umwelt 
gehen von einer problematischen Erfahrung dieses Verhältnisses seitens der Religion 
aus; es bedarf daher Mechanismen und Begründungsfiguren, diese problematischen 
Begrenzungen beziehungsweise die Erfahrungen von Kontingenz zumindest zu 
invisibilisieren. 
Meine These ist nun, dass die oben dargestellten Verhältnisbestimmungen der Kirche 
zu ihrer Umwelt, die hier als Demokratie, demokratischer Rechtsstaat oder plurale 
Gesellschaft begrifflich gefasst wird, eine Lösung bzw. eine Teillösung auf das  
Bezugsproblem der Begrenzung genuin religiöser Ansprüche bzw. der Kontingenz-
erfahrung zur Verfügung stellen. Die Tatsache, dass es sich dabei um Verhältnis-
bestimmungen zur demokratischen Gesellschaft und insbesondere zu Politik und 
Staat handelt, deutet darauf hin, dass dies Lösungen sind, die zuvorderst  auf die 
Kompensation des Verlustes einer gesellschaftlichen Integrations- und Steuerungs-
funktion zielen und weniger auf das Problem der Privatisierung religiöser Ent-
scheidungen reagieren – wenngleich beide in ihren Konsequenzen ineinander greifen. 
 
3. 
Als Lösungen verstanden müssen die skizzierten Verhältnisbestimmungen also 
Antworten auf die durch die Bedingungen funktionaler Differenzierung strukturellen 
Begrenzungen von Religion liefern. Die oben dargestellten Begründungsfiguren 
enthalten dann Implikationen zur Lösung des Problems der Kontingenzerfahrung; 
gleichwohl gehen sie nicht  in jenem  Problem-Lösung-Verhältnis auf. Im Folgenden 
möchte ich kurz skizzieren, welche Formen der  Problemlösung durch die 
Begründungsfiguren eröffnet werden31. 
 
Die Theologische Interpretation von Begrenzungen 
Eine Möglichkeit mit einer äußeren Begrenzung umzugehen, ist, diese äußere 
Begrenzung nach innen zu ziehen und sie so zu einer eigenen zu machen. Aus einer 
vorgegebenen problematischen Begrenzung wird so eine (theologisch) notwendige 
                                           
31An dieser Stelle sei betont, dass die funktionale Analyse nicht nach den Intentionen (hier der 
Autoren kirchlicher Denkschriften) fragt und auch nicht darauf zielt versteckte, 'eigentliche' 
Motivationen aufzudecken – um damit irgendeine Form von Kalkül oder Strategie zu unter-
stellen. Eine funktionale Perspektive beobachtet, wann und warum bestimmte Begründungs-
figuren unter bestimmten Bedingungen an Gewicht und Plausibilität  gewinnen und inter-
pretiert diese Beobachtungen unabhängig von den Motivationen ihrer Autoren. 
 
Entscheidung. Diese Form der Problemlösung findet sich in der programmatischen 
Begründungsfigur, die das Prinzip der Säkularität, die Trennung von Religion und 
Politik, auf ein genuin christliches Prinzip zurückführt: 
 
„Der Dienst, zu dem die Christenheit in dieser Welt beauftragt ist, ist qualifiziert und begrenzt 
durch die Unterscheidung zwischen Letzten und Vorletztem. Mithin ist es ein Dienst, der im 
Sinne der recht verstandenen Zwei-Reiche- bzw. Zwei-Regimenten-Lehre Luthers zwischen 
politischen Mandat und Einfluss und geistlichem Auftrag andererseits unterscheidet. Auf je 
eigene Weise sowie mit je eigenen Zuständigkeiten und Mitteln haben Staat und Kirche 
Verantwortung wahrzunehmen.“ 32 
 
Diese Begründungsfigur liefert nicht nur eine theologische Interpretation von 
Einflussgrenzen, sondern formuliert durch die Definition genuiner Aufgabenbereiche 
gleichzeitig Begrenzungen für den Staat bzw. Politik, und dreht das Kräfteverhältnis 
damit um – spätestens, wenn sie die Anerkennung dieser Aufgabenbereiche durch den 
Staat zur Bedingungen eines positiven Staats-Kirche-Verhältnisses macht.33 
 
Das Unterlaufen von Begrenzungen über Leistungen 
Alle Funktionssysteme einer funktional differenzierten Gesellschaft haben gesamt-
gesellschaftliche Funktionen, für die Religion wurde bereits das Wegarbeiten von 
Kontingenz genannt. Insofern haben alle Funktionssysteme immer auch 
gesamtgesellschaftliche Relevanz; Religion aber kann nicht, und auch das wurde 
schon angedeutet, darüber entscheiden, welche Relevanz ihr beigemessen wird, 
sprich, wann und von wem ihre Funktion in welchem Umfang in Anspruch 
genommen wird. Die Formulierung „Unterlaufen von Begrenzungen“ als 
Lösungsweg meint daher die Herstellung von Notwendigkeit (statt nur von 
Möglichkeit) über die Unterstellung einer generellen Angewiesenheit auf 
Leistungen34 der Kirchen. So verweisen die Kirchen (mit Böckenförde) auf eine 
Wertebedürftigkeit des Staates35 bzw. die Notwendigkeit ethischer Orientierungen für 
gesellschaftliche Akteure36 und sehen sich selbst (allerdings nicht exklusiv) zur 
Erfüllung des Bedarfes berufen – zumal es sich ja bei den Wertvorstellungen um auf 
                                           
32EKD, Das rechte Wort zur rechten Zeit (s. Anm.2), 21f. 
33EKD, Evangelische Kirche und freiheitliche Demokratie (s. Anm.7), 12f. 
34Ich unterscheide hier im Anschluss an Luhmann zwischen der gesamtgesellschaftliche Funktion 
der Religion (Kontingenzabsorption) und Leistungen der Religionen, die konkret für anderen 
Funktionssysteme erbracht werden – und sich tendenziell deren Funktionslogiken und 
Leistungserfodernissen anpassen müssen. siehe N.Luhmann, Funktion der Religion (s.Anm.4), 
261ff. 
35EKD, Grundwerte und Gottes Gebot (s.Anm.7) 
36EKD, Demokratie braucht Tugenden (s.Anm.3) 
 
christlicher Grundlage entwickelte Vorstellungen handelt37. Und auch die Leistungs-
bestimmung gesellschaftliche Konflikte zu entschärfen, indem einmal – als Akteur 
ohne Eigeninteresse – moderierend und ausgleichend in Interessengegensätze 
eingegriffen wird und zum anderen Konfliktpotential durch den Einsatz für sozial 
Schwache verringert wird, geht von einem konstanten Bedarf kirchlicher Leistungs-
erfüllung aus. 
Beide Leistungsbestimmungen verweisen auf die Vorstellung einer  gesamt-
gesellschaftlichen Integrationsaufgabe38 der Kirchen. Diese Konstruktion macht 
Kirchen dann eben nicht nur im unkalkulierbaren Bedarfsfall notwendig, sondern 
setzt einen dauerhaften und für die Gesellschaft existentiellen Bedarf  kirchlicher 
Leistungen voraus; und diese Leistungen richten sich nicht nur (partikular) an 
Kirchenmitglieder und Christen, sondern (universal) an die ganze Gesellschaft. 
 
Überführung in Notwendigkeit über Kultur 
In den Denkschriften nimmt die Reflexion über die Tatsache, dass die Kirchen am 
gesellschaftlich-politischen Prozess unter den Vorzeichen weltanschaulicher 
Neutralität des Staates, gesellschaftlicher Pluralität sowie Meinungs- und Gewissens-
freiheit teilnehmen, großen Raum ein. Der dadurch drohenden Beliebigkeit, nur eine 
Stimme, eine Organisation unter vielen zu sein, wird allerdings über die pro-
grammatische Nähe – insbesondere über das Argument der Genese – eine 
Verbindlichkeit entgegengesetzt. So besteht eben nicht nur für die Kirchen über ihre 
inhaltliche Nähe an die Gesellschaftsform der Demokratie ein besonderes Verhältnis 
zu ihrer demokratischen Umwelt, sondern sind umgekehrt auch Staat und 
Gesellschaft dem Christentum bzw. den christlichen Kirchen verbunden, wenn nicht 
verpflichtet. So wird etwa die weltanschauliche Neutralität des Rechtsstaates im 
Prinzip begrüßt aber dann sogleich eingeschränkt: 
„Allerdings verpflichtet solche Neutralität den Staat nicht zur Äquidistanz gegenüber allen 
religiösen und weltanschaulichen Bekenntnissen [...]. Das verbietet der Respekt vor der 
Prägekraft des Christentums und die innere Nähe zu ihr, wie sie in der Verfassung zum 
Ausdruck kommt.“39 
Ist die demokratische Gesellschaft letztlich Produkt einer christlichen Tradition, so ist 
das Christentum mehr als nur eine Religion, sondern ist Fundament gegenwärtiger – 
                                           
37EKD, Christentum und politische Kultur (s. Anm.7), 25 
38In diesem Kontext ist auch die Tatsache einzuordnen, dass EKD und DBK sich für die 
Integration von Muslimen in die deutsche Gesellschaft als zuständig begreifen. Siehe hierzu 
Levent Tezcan, Interreligiöser Dialog und politische Religion, Aus Politik und Zeitgeschichte 
28-29, 2006, 26-32 
39EKD, Christentum und politische Kultur (s.Anm.7), 25 
 
eben christlich-abendländischer – Kultur. Mit dem Verweis auf die auch in der 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts attestierte Prägekraft des Christen-
tums40 kann so nicht nur eine Sonderbehandlung der Kirchen41, sondern auch eine 
Legierung von Christentum und politischer Kultur behauptet werden, die die Kirchen 
aus der Beliebigkeit der Weltsichten und Funktionssystemperspektiven heraushebt, 
indem sie das Christentum als Kultur behandelt. Christentum als Kultur liegt dann 
quer zur gesellschaftlichen Pluralität – schließt somit eine Indifferenz ihm gegenüber 
aus und entzieht sich (religiöser) Konkurrenz. 
 
Die Überbietung religiöser Konkurrenz über Kultur 
Diese „kulturchristliche Fundierung“42 der Gesellschaft ermöglicht dann auch die 
Rechtfertigung einer Ungleichbehandlung von Christentum und anderen Religionen 
(hier vor allem dem Islam)43. Die Konstruktion einer Deckungsgleichheit von 
christlicher Tradition und westlicher Kultur lässt die andere Religion immer zur 
fremden Religion werden44. Wie schon im „unvergleichlich“ des letzten Zitats 
anklingt, wird die Genese der zentralen Werte der Aufklärung aus dem Christentum 
der entscheidende und vor allem auch logisch uneinholbare Vorsprung des 
Christentums gegenüber anderen Religionen. Die andere Religion ist damit nicht nur 
(kultur)fremd, sondern aus dieser Perspektive immer auch minderwertig45. 
 
Der ungenutzte Lösungsweg: Weltablehnung 
Die funktionale Methode fragt nicht nur nach der Konstellation von Problem und 
Problemlösung, sondern auch nach möglichen (ungenutzten) funktionalen 
Äquivalenten einer Lösung46. Max Weber hat mit den Optionen „Weltbeherrschung“ 
und „Weltablehnung“ zwei grundsätzliche Formen benannt, wie die Spannung 
                                           
40a.a.O., 9f. 
41a.a.O., 28f. 
42Monika Wohlrab-Sahr, Politik und Religion, in: Armin Nassehi/Markus Schroer (Hgg.), Der 
Begriff des Politischen, Baden-Baden 2003, 357-382, 377 
43etwa was die Frage der Vergleichbarkeit von Habit bzw. Kreuz und Kopftuch bei LehrerInnen 
oder aber die Verleihung des Körperschaftsstatus angeht. Siehe dazu auch Wohlrab-Sahr 
(s.Anm.42 ) 
44siehe dazu auch: Wolfgang Fach, Fremdkörperkultur, in: Angelos Giannokopoulus/ Konstantinos 
Maras (Hgg.), Die Türkei-Debatte in Europa. Ein Vergleich, Wiesbaden 2005, 11-19 sowie L. 
Tezcan (s.Anm.38) 
45Dies wird beispielsweise auch an der häufig – allerdings nicht nur von Kirchenvertretern – 
gestellten Forderung deutlich, der Islam müsse die Aufklärung nachholen, die das Christentum 
längst vollzogen habe. 
46N. Luhmann, Funktionale Methode (s.Anm.4) 
 
zwischen Religion und der (immer unvollkommenen) Welt aufgelöst werden kann47. 
Bezogen auf das Bezugsproblem Kontingenzerfahrungen bzw. Begrenzungen zu 
invisibilisieren bestünde daher auch die Möglichkeit, die Welt an sich abzulehnen und 
sich damit unabhängig von ihren Strukturzwängen zu machen. Weltablehnung hieße 
dann die Indifferenz der Umwelt umzukehren in eine Indifferenz gegenüber der 
Umwelt. Das Verhältnis von Religion und ihrer Umwelt würde dann übersetzt in eine 
Opposition von Kirche und Welt – die Indifferenz der Welt gegenüber der Kirche 
wäre dann Beweis ihrer „Schlechtigkeit“ oder „Verlorenheit“ – und damit 
Begründung von kirchlicher Weltablehnung. 
Dieser Lösungsweg Kontingenzerfahrung auszuschalten wird aber in den analysierten 
Dokumenten explizit abgelehnt. So heißt es bereits 1970, man wolle gerade nicht den 
Eindruck erwecken „als werde nur nach außen zu einer verlorenen Welt geredet“48. 
Und bereits mit dem ersten Satz der Demokratie-Denkschrift wird deutlich, dass statt 
des Bildes eines „statischen Gegenübers“49 das einer Teilhabe an und in der Welt 
favorisiert wird: „Als evangelische Christen in der Bundesrepublik Deutschland 
nehmen wir auf vielfältige Weise am Leben und an der Gestaltung unseres 
demokratischen Rechtsstaates teil.“50 Webers „Weltbeherrschung“ wird hier aller-
dings zur „Weltgestaltung“ – und die Haltung des „Anspruchs“ durch ein 
„Ansprechen“51 ersetzt. In dieser Umformulierung von Anspruch auf Ansprechen, 
von Gebot auf Angebot52 werden die strukturellen Begrenzungen von Religion in 
funktional differenzierten Gesellschaften antizipiert – indem zugunsten einer 
Angebotsorientierung zunächst auf einen grundsätzlichen Verbindlichkeitsanpruch 
bzw. eine Verbindlichkeitserwartung verzichtet wird. 
Dass diese Verbindlichkeitsansprüche dann auf anderem Wege wieder eingeholt 
werden  müssen, haben die skizzierten Lösungswege gezeigt. 
 
4. 
Das Einholen der Verbindlichkeitsansprüche geschieht im gegenwärtigen Verhältnis 
von Kirche und Gesellschaft nicht mehr über den absoluten Anspruch des 
Christentum respektive der christlichen Kirchen gegenüber der Welt jedweder 
                                           
47Max Weber, Zwischenbetrachtung. Theorie und Stufen religiöser Weltablehnung, in: 
Gesammelte Aufsätze zur Religionssoziologie I, Tübingen 1947, 536-573 
48EKD, Aufgaben und Grenzen (s.Anm.7), 11 
49a.a.O.., 11 
50EKD, Evangelische Kirche und freiheitliche Demokratie (s. Anm.7), 9 
51EKD, Aufgaben und Grenzen (s.Anm.7), 10 
52EKD, Die zehn AnGebote der Kirche. www.ekd.de/glauben/10angebote.html, ähnlich auch: EKD, Zwölf 
gute Gründe in der Kirche zu sein. www.ekd.de/glauben/12gutegruende.html 
 
Gestalt, sondern durch die Konstruktion einer besonderen Verbindung zwischen 
Christentum und einer konkreten, der demokratischen,  Gesellschaftsform, die sich in 
programmatischer Nähe und der Abhängigkeit von kirchlichen Leistungen begründet. 
Eine so konstruierte Verbindlichkeit aber ist damit gebunden an die konkrete 
Gesellschaftsform. Und diese Bindung an eine konkrete Gesellschaftsordnung ist 
nicht unproblematisch; so muss die positive und nicht-kontingente Verhältnis-
bestimmung der Kirche zur Staatsform Demokratie ihre positiven Verhältnisbe-
stimmungen gegenüber einstigen nicht-demokratischen Gesellschaftsformen als 
Irrtum bzw. als falsch behandeln – und erklären, warum sie sich jetzt nicht irrt. Zum 
anderen führt die Legierung von Christentum und Kultur und der daraus abgeleiteten 
Sonderposition der Kirchen dazu, dass auch anderen Kulturen eine Legierung mit 
einer Religion, etwa dem Islam, zugestanden werden muss, die dann ebenfalls eine 
Ungleichbehandlung allochthoner Religionsgemeinschaften nach sich zieht. Auch 
wird die Forderung (nicht nur) der Kirchen an Muslime in Deutschland, ein 
Bekenntnis zur Demokratie abzulegen, schwierig, wenn gleichzeitig darauf insistiert 
wird, dass die Demokratie und hier vor allem das gegenüber dem Islam mit 
Nachdruck eingeforderte Prinzip der Trennung von Religion und Politik, genuin 
christliche Errungenschaften sind. Die Verbindlichkeit schließlich, die über eine 
Erbringung von Leistungen hergestellt wird, setzt eben den Bedarf an diesen 
Leistungen voraus und ist damit davon abhängig, ob die Leistungen erfragt werden. 
Gerade die Leistung einer Wertefundierung der Gesellschaft ist nicht nur abhängig, 
ob diese Leistung überhaupt erfragt wird, sondern auch, inwiefern die 
Wertvorstellungen der Kirchen anschließbar sind an die der Mehrheitsgesellschaft53. 
Die Selbstbeschreibungen eines ungebrochenen und durch innere Verwandtschaft 
geprägten Verhältnisses der Kirchen zur Demokratie sind so Lösungen für durch 
strukturelle Begrenzungen einer funktional differenzierten Gesellschaft entstehende 
Bezugsprobleme.  Gleichzeitig evozieren sie eine Vielzahl neuer Probleme, auf die es  
dann wiederum Lösungen zu finden gilt. 
                                           
53 So hat Böckenförde selbst 2007 seine These angesichts weltanschaulicher Pluralität und 
Entkirchlichungsprozessen in dieser Hinsicht relativiert: „Der Staat kann mithin nur noch recht 
begrenzt und für die Zukunft mit abnehmender Tendenz auf die christliche Religion als 
gemeinsam verbindende und ein tragendes Ethos vermittelnde Kraft aufbauen.“ (Ernst 
Wolfgang Böckenförde, Der säkularisierte Staat. Sein Charakter, seine Rechtfertigung und 
seine Probleme im 21. Jahrhundert, Siemens-Stiftung, München 2007, 27) 
